Gesetzesbeschluss

Gesetz
iiber die Erhebung einer Abgabe von Zweitwohnsitzen und Wohnungsleerstinden —
Sammelgesetz
Der Landtag hat beschlossen:
Artikel I
Gesetz

iiber die Erhebung einer Abgabe von Zweitwohnsitzen und Wohnungsleerstinden
(Zweitwohnungsabgabegesetz — ZAG)

1. Abschnitt
Allgemeines

§1
Ermiéchtigung zur Erhebung der Abgabe

Die Gemeinden werden ermichtigt, durch Beschluss der Gemeindevertretung eine Abgabe von
Zweitwohnungen (Zweitwohnungsabgabe) nach den Bestimmungen dieses Gesetzes zu erheben.

§2
Abgabengegenstand

(1) Der Zweitwohnungsabgabe unterliegen Zweitwohnungen im Sinne des Abs. 2.

(2) Als Zweitwohnungen gelten:

a) Wohnungen im Sinne des §2 Z. 4 des Bundesgesetzes iiber das Gebidude- und
Wohnungsregister, an denen in Summe mehr als 26 Wochen im Kalenderjahr weder eine
Meldung als Hauptwohnsitz nach den Daten des Zentralen Melderegisters noch eine Ausnahme
im Sinne des Abs. 4 vorliegt,

b) Wohnwagen im Sinne des § 1 Abs. 2 lit. d des Campingplatzgesetzes, die filir die Dauer von mehr
als zehn Wochen aufgestellt sind.

(3) Abweichend von Abs. 2 lit. a ist hinsichtlich der maBgeblichen 26 Wochen im Kalenderjahr
(Abs. 2 lit. a) nicht auf das gesamte Kalenderjahr abzustellen, sondern

a) bei Neuerrichtung der Wohnung im Laufe eines Kalenderjahres: auf den Zeitraum zwischen
Vollendung des Bauvorhabens und dem Ende des Kalenderjahres,

b) bei Abbruch der Wohnung im Laufe des Kalenderjahres: auf den Zeitraum zwischen Beginn des
Kalenderjahres und dem Abbruch der Wohnung,

c) bei einem Eigentiimerwechsel im Laufe eines Kalenderjahres: auf den vom jeweiligen
Eigentiimer oder der jeweiligen Eigentiimerin zu vertretenden Zeitraum.

(4) Ausgenommen sind:

a) Wohnungen, die bestimmungsgemill und bestindig Zwecken der gewerblichen Beherbergung
von Gésten dienen, soweit sic gemdl § 16 des Raumplanungsgesetzes nicht als Ferienwohnung
gelten,

b) Wohnungen, die bestimmungsgeméafl und bestéindig wie bei der Privatzimmervermietung iiber
die ortliche Tourismusorganisation angeboten und jeweils nur fiir kurze Zeit an stindig



wechselnde Giste iiberlassen werden, sofern keine Eigennutzung durch die abgabepflichtige
Person oder deren nahe Angehdrige (§ 16 Abs. 4 des Raumplanungsgesetzes) erfolgt,

¢) Wohnungen, die bestimmungsgemifl und bestidndig auch unmittelbar als Arbeitsstitte fiir
Zwecke der selbstindigen Berufsausiibung mit Kundenkontakten, wie z.B. als Arzt oder Arztin,
Psychotherapeut oder Psychotherapeutin udgl., verwendet werden,

d) Wohnungen, die bestimmungsgemaf und besténdig als Unterkunft im Rahmen des Schulbesuchs,
des Wehr- oder Zivildienstes, der Berufsausbildung oder der Berufsausiibung verwendet werden,

e) eine bisher als Hauptwohnsitz verwendete Wohnung, die aufgrund der Betreuung der
wohnungsinnehabenden Person in einer stationdren Einrichtung oder aus vergleichbaren Griinden
von dieser nicht mehr als Hauptwohnsitz verwendet werden kann; dies gilt nicht, wenn die
Wohnung bestindig Dritten zur Nutzung iiberlassen wird,

f) Wohnungen, die bestimmungsgeméall und bestindig fiir Zwecke der notwendigen Pflege oder
Betreuung von Menschen verwendet werden,

g) eine Wohnung, die den Anforderungen, wie sie nach den bautechnischen Vorschriften fiir
barrierefrei zu gestaltende Wohnungen gelten, entspricht und dem Eigentimer oder der
Eigentiimerin als Altersvorsorge dient, sofern der Eigentiimer oder die Eigentiimerin den
Hauptwohnsitz in derselben Gemeinde in einer Wohnung hat, die {iber keinen barrierefreien
Zugang verfiigt; dies gilt nicht, wenn die Wohnung bestindig Dritten zur Nutzung iiberlassen
wird,

h) eine Wohnung in einem Wohnhaus mit hdchstens zwei Wohnungen, sofern der Eigentiimer oder
die Eigentiimerin des Wohnhauses in der anderen Wohnung den Hauptwohnsitz hat; dies gilt
nicht, wenn die Wohnung bestdndig Dritten zur Nutzung iiberlassen wird,

i) Wohnungen gewerblicher Bautrdger in der Zeit zwischen Neuerrichtung und erstmaliger
VerduBerung, hochstens auf die Dauer von drei Jahren; dies gilt nicht, wenn die Wohnung
besténdig Dritten zur Nutzung iiberlassen wird,

j) Wohnungen, die im Rahmen des Projekts der Landesregierung ,Sicher Vermieten“ zur
Aktivierung von Leerstand zur Miete angeboten werden,

k) Wohnungen, deren Beniitzung aufgrund eines verwaltungspolizeilichen Auftrages nach dem
Baurecht oder sonst nach anderen rechtlichen Vorschriften nicht zuléssig ist,

1) Wohnungen, die aufgrund ihres Zustandes den Erfordernissen der Sicherheit und Gesundheit
nicht entsprechen und deren Instandsetzung wirtschaftlich nicht zumutbar ist.

(5) Die Gemeindevertretung kann durch Verordnung bestimmen, dass folgende Zweitwohnungen
nicht der Zweitwohnungsabgabe unterliegen:
a) Ferienwohnungen (§ 16 des Raumplanungsgesetzes), die Teil eines Maiséd-, Vorsdf3- oder
Alpgebéudes sind, wenn
1. diese Wohnungen ausschlieflich von der abgabepflichtigen Person oder deren nahen
Angehorigen (§ 16 Abs. 4 des Raumplanungsgesetzes) beniitzt werden,
2. die ortsiibliche Bewirtschaftung landwirtschaftlicher Flachen im betroffenen Gebiet, sofern
solche der abgabepflichtigen Person gehdren, rechtlich und tatsdchlich gesichert ist, und
3.das Maisd-, VorsdB- oder Alpgebdude und die auf allfilligen dazugehorigen
landwirtschaftlichen Fldchen (Z. 2) befindlichen Wirtschaftsgebdude tatsdchlich erhalten
werden,
b) Wohnwagen, die auf einem Campingplatz aufgestellt werden.

(6) Personen, die sich auf eine Ausnahme nach Abs. 4 oder Abs. 5 berufen, haben die Umstdnde
nachzuweisen. Kann ihnen ein Beweis nach den Umstinden des Einzelfalls nicht zugemutet werden,
geniigt die Glaubhaftmachung.

§3
Abgabepflichtige Person
(1) Abgabepflichtige Person ist der Eigentiimer oder die Eigentiimerin der Zweitwohnung. Im Falle

des Eigentiimerwechsels wahrend des Kalenderjahres ist abgabepflichtige Person jener Eigentiimer oder
jene Eigentiimerin, dem oder der die Abgabenschuld zuzurechnen ist (§ 2 Abs. 3 lit. ¢).

(2) Miteigentiimer und Miteigentiimerinnen schulden die Abgabe zur ungeteilten Hand. Dies gilt
nicht, wenn mit dem Miteigentumsanteil das dingliche Recht auf ausschlieBliche Nutzung und Verfiigung
iiber eine selbstindige Wohnung (Wohnungseigentum) verbunden ist.

(3) Ist die Zweitwohnung iiber das gesamte Kalenderjahr an eine bestimmte Person vermietet,
verpachtet oder sonst zum Gebrauch iiberlassen, ist diese Person die abgabepflichtige Person, sofern der



Eigentiimer oder die Eigentiimerin dies der Abgabenbehdrde schriftlich vor Entstehen der Abgabenschuld
unter Anschluss der erforderlichen Daten (Name und Adresse der wohnungsinnehabenden Person)
bekannt gibt. Der Eigentlimer oder die Eigentiimerin haftet personlich fiir die Abgabenschulden.

(4) Bei Wohnwagen (§ 7) ist abgabepflichtige Person die den Wohnwagen innehabende Person.
Abs. 3 letzter Satz gilt sinngemal.

2. Abschnitt
Zweitwohnungen in Gebiuden

§4

Bemessungsgrundlage

(1) Die jéhrliche Abgabe ist von der GeschoBfliche der Zweitwohnung zu bemessen. GeschoBflédche
ist die Summe der Flachen allseits umschlossener Rédume, die der Nutzung der Zweitwohnung dienen,
einschlieBlich der Innenwinde, jedoch ohne die AuBenwinde. Gemeinschaftsriume sowie Stiegen,
Ginge, Garagen, Keller usw. zdhlen zur GeschoB3fliche, wobei diese Flichen auf die einzelnen
Wohnungen nach ihrer Gréf3e aufzuteilen sind.

(2) Andert sich wiihrend des Kalenderjahres die GeschoBfliche der Zweitwohnung (Abs. 1), so ist
die jdhrliche Abgabe anteilig bis zum Beginn des Monats, der auf die Vollendung des Bauvorhabens
folgt, von der GeschoB3flache vor der Anderung und danach von jener nach der Anderung zu bemessen.

(3) Der Eigentiimer oder die Eigentiimerin der Zweitwohnung hat auf Verlangen der Behorde die
erforderlichen Planunterlagen zur Berechnung der Geschof3fldche vorzulegen.

§5
Hohe der Abgabe

(1) Die Hohe der Abgabe ist von der Gemeindevertretung durch Verordnung festzulegen. Bei der
Festlegung der Hohe der Abgabe ist auf Belastungen, die der Gemeinde durch Zweitwohnungen
entstehen, Bedacht zu nehmen, wobei Belastungen, die durch Beniitzungsgebiihren, Tourismusbeitrige,
Gistetaxe und die Zweitwohnungsabgabe von Wohnwagen (§ 7) gedeckt werden, auBler Betracht zu
bleiben haben. Die Abgabe darf jahrlich je Quadratmeter der GeschoBfliche

a) in Gemeinden, in denen bei mehr als 30 % der Wohnungen keine Meldung als Hauptwohnsitz
vorliegt, hochstens 18,50 Euro betragen;

b) in Gemeinden, in denen bei mehr als 15 % der Wohnungen keine Meldung als Hauptwohnsitz
vorliegt, hochstens 14,10 Euro betragen;

c¢) in Gemeinden, in denen bei bis zu 15 % der Wohnungen keine Meldung als Hauptwohnsitz
vorliegt, hochstens 8,20 Euro betragen.

Zusitzlich zu den in den lit. a bis ¢ genannten Hochstsdtzen gelten folgende Hochstbetrdge im Jahr:
2.775,00 Euro (in Gemeinden geméal lit. a), 2.115,00 Euro (in Gemeinden gemaf lit. b) und 1.230,00
Euro (in Gemeinden gemaB lit. c).

(2) Die Landesregierung hat die Kategorisierung der Gemeinden gemdB Abs. 1 jéhrlich bis
spatestens Ende Janner eines jeden Kalenderjahres auf der Homepage des Landes zu verdffentlichen.

(3) Die Betrédge in Abs. 1 dndern sich zu Beginn eines jeden Kalenderjahres in dem AusmaB, in dem
sich der Jahresdurchschnitt des von der Bundesanstalt Statistik Austria kundgemachten
Verbraucherpreisindex mit dem Basisjahr 2020 (VPI 2020) des zweitvorangegangenen Jahres gegeniiber
jenem des Jahres 2021 gedndert hat.

(4) Der Abgabensatz kann fiir bestimmte Teile des Gemeindegebietes in unterschiedlicher Hohe
festgesetzt werden, sofern sich die Anteile an Wohnungen, an denen keine Meldung als Hauptwohnsitz
vorliegt, in den betroffenen Gebietsteilen nicht nur geringfiigig unterscheiden. Die Hochstsdtze nach
Abs. 1 bleiben unbertihrt.

(5) Die nach Abs. 1 bis 4 ermittelte Abgabe vermindert sich im jeweiligen Kalenderjahr

a) wenn die Wohnung nicht an eine Gemeindewasserversorgungsanlage oder eine offentliche
Abwasserbeseitigungsanlage angeschlossen ist: um je 10 %;

b) wenn die Wohnung aufgrund der -einfachen Beschaffenheit, insbesondere mangels
entsprechender Heizung, im Winter nicht benutzbar ist: um 30 %;

c)wenn die Wohnung aufgrund auBerordentlicher  Naturereignisse, wie erfolgten
Lawinenabgiingen, Vermurungen, Rutschungen, zumindest einen Monat nicht benutzbar ist: um
10 % fiir jeden vollen Monat der Unbenutzbarkeit.



Vermindert sich die ermittelte Abgabe aufgrund der lit. b, kann in den Monaten November bis Mérz
nicht zusétzlich eine Verminderung aufgrund der lit. ¢ in Anspruch genommen werden.

(6) Bei Neuerrichtung der Wohnung wéhrend des Kalenderjahrs reduziert sich die nach Abs. 1 bis 5
ermittelte Abgabe anteilig auf jenen Zeitraum, der zwischen dem auf die Vollendung des Bauvorhabens
folgenden Monat und dem Ende des Kalenderjahres liegt. Beim Abbruch der Wohnung gilt dasselbe,
wobei der Zeitraum zwischen dem Beginn des Kalenderjahres und dem Abbruch der Wohnung
malgeblich ist.

(7) Die nach Abs. 1 bis 6 ermittelte Abgabe vermindert sich im jeweiligen Kalenderjahr um die
Hohe der fiir Nédchtigungen in der Zweitwohnung im jeweiligen Kalenderjahr von der abgabepflichtigen
Person und deren nahen Angehdrigen (§ 16 Abs.4 des Raumplanungsgesetzes) zu entrichtenden
Gistetaxe (3. Abschnitt des Tourismusgesetzes).

§6
Entstehung und Filligkeit der Abgabe

(1) Die Abgabenschuld entsteht mit Ablauf des jeweiligen Kalenderjahres.

(2) Die abgabepflichtige Person hat jahrlich bis zum 15. Februar des folgenden Jahres die Abgabe zu
bemessen und an die Gemeinde zu entrichten.

3. Abschnitt
Wohnwagen

§7

(1) Die Hohe der Abgabe ist von der Gemeindevertretung durch Verordnung festzulegen. Bei der
Festlegung der Hohe der Abgabe ist auf Belastungen, die der Gemeinde durch Zweitwohnungen
entstehen, Bedacht zu nehmen, wobei Belastungen, die durch Beniitzungsgebiihren, Tourismusbeitrige,
Gistetaxe und die Zweitwohnungsabgabe von Wohnungen (§ 5) gedeckt werden, auler Betracht zu
bleiben haben. Die Abgabe darf bei Wohnwagen fiir jedes Halbjahr der Aufstellung hochstens 127,40
Euro betragen.

(2) Der Betrag in Abs. 1 dndert sich zu Beginn eines jeden Kalenderjahres in dem Ausmal, in dem
sich der Jahresdurchschnitt des von der Bundesanstalt Statistik Austria kundgemachten
Verbraucherpreisindex mit dem Basisjahr 2020 (VPI 2020) des zweitvorangegangenen Jahres gegeniiber
jenem des Jahres 2021 geéndert hat.

(3) Die Abgabe nach Abs. 1 und 2 vermindert sich im jeweiligen Halbjahr der Aufstellung um die
Hohe der fiir Nachtigungen in diesem Wohnwagen im jeweiligen Halbjahr der Aufstellung von der
abgabepflichtigen Person und deren nahen Angehorigen (§ 16 Abs. 4 des Raumplanungsgesetzes) zu
entrichtenden Giéstetaxe (3. Abschnitt des Tourismusgesetzes).

(4) Die Abgabenschuld entsteht mit Ablauf des Halbjahres, in dem der Wohnwagen mindestens zehn
Wochen aufgestellt worden ist. Sie ist am 15. des auf die Vollendung dieses Halbjahres der Aufstellung
folgenden Monats fillig.

(5) Die abgabepflichtige Person hat bis zum 15. des auf die Vollendung des Halbjahres der
Aufstellung folgenden Monats sowie jeweils ein halbes Jahr spéter die Abgabe zu bemessen und an die
Gemeinde zu entrichten.

(6) Bei Wohnwagen, die auf einem Campingplatz aufgestellt sind, ist der Inhaber oder die Inhaberin
des Campingplatzes verpflichtet, die Abgabe von der abgabepflichtigen Person einzuheben, die
eingehobenen Betrdge jahrlich bis zum 15. Februar des folgenden Jahres an die Gemeinde abzufiihren
und dariiber entsprechende Aufzeichnungen zu fithren. Der Inhaber oder die Inhaberin des
Campingplatzes haftet fiir die Erfiillung der Abgabepflicht.

4. Abschnitt
Schlussbestimmungen

§8
Datenverarbeitung, Datenerhebung
(1) Die Behorde ist erméchtigt, sofern dies zum Zweck der Erhebung der nach diesem Gesetz
geregelten Abgabe und der Erfassung gemill Abs. 3 erforderlich ist, folgende personenbezogene Daten
der abgabepflichtigen Person bzw. des Inhabers oder der Inhaberin eines Campingplatzes zu verarbeiten:
a) Identifikationsdaten (Name, Geschlecht, Geburtsdatum, Titel, die gesetzliche, satzungsgemille
oder firmenméaBige Bezeichnung und hinsichtlich der vertretungsbefugten Organe Name,



Geschlecht, Geburtsdatum sowie die Firmenbuchnummer, die Vereinsregisterzahl, die
Umsatzsteuer-Identifikationsnummer, Ordnungsnummer im Ergénzungsregister),

b) Erreichbarkeitsdaten (Wohnsitzdaten und sonstige Adressdaten, die Telefonnummer,
elektronische Kontaktdaten wie insbesondere E-Mail-Adresse und Telefax-Nummer),

¢) Bankverbindungen,

d) Daten iiber den Abgabengegenstand, iiber die Ausnahmen von der Abgabenpflicht und iiber die
Verminderung der Abgabe,

e) grundstiicks-, gebdude- und wohnungsbezogene Daten (z.B. iiber die Wohnungsbeschaffenheit
oder die Geschof3fliche) oder Daten zum Wohnwagen.

(2) Zum Zweck der Erhebung der Zweitwohnungsabgabe und der Erfassung geméll Abs. 3 ist die
Behorde berechtigt auf automationsunterstiitztem Weg
a) eine Verkniipfungsanfrage mit dem Zentralen Melderegister nach dem Kriterium Adresse im
Sinne des § 16a Abs. 3 des Meldegesetzes 1991 durchzufiihren,
b) in das lokale Gebdude- und Wohnungsregister Einsicht zu nehmen,

c) auf die Daten der Baubehorde (insbesondere Baubescheide und Planunterlagen) fiir die
betreffende Wohnung zuzugreifen.

(3) Die Behorde hat nach Ablauf des jeweiligen Kalenderjahres und des Zeitpunktes der Filligkeit
der Abgabe (§ 6 Abs. 2) alle Zweitwohnungen, an denen nach den Daten des Zentralen Melderegisters
weder eine Wohnsitzmeldung (Hauptwohnsitz oder weiterer Wohnsitz) noch ein Ausnahmegrund nach
§ 2 Abs. 4 vorliegt, als leerstehende Wohnungen fiir allfdllige Malnahmen zur Aktivierung von Leerstand
zu erfassen und die entsprechenden Daten (Anzahl, Adresse, GeschoBfldache der einzelnen Wohnung) auf
Verlangen der Landesregierung auch dieser fiir allfillige Malnahmen zur Aktivierung von Leerstand zu
iibermitteln.

(4) Die Behorde darf die personenbezogenen Daten gemaf3 Abs. 1 lit. d und e sowie Abs. 3 auch den
Behorden nach den bau- und raumplanungsrechtlichen Vorschriften {ibermitteln, soweit diese Daten zur
Wahrnehmung der Aufgaben nach den baurechtlichen Vorschriften (z.B. nach den §§ 40, 46, 47 oder 48
des Baugesetzes) oder nach den raumplanungsrechtlichen Vorschriften (z.B. nach § 57 Abs. 1 lit. e und f
des Raumplanungsgesetzes) erforderlich sind.

§9
Eigener Wirkungsbereich, Behiorde

(1) Die in diesem Gesetz geregelten Aufgaben der Gemeinde sind solche des eigenen
Wirkungsbereiches.

(2) Behorde ist der Biirgermeister oder die Biirgermeisterin der Gemeinde, in deren Gebiet der
abgabepflichtige Tatbestand verwirklicht wird.

§10 .
Inkrafttreten, Auflerkrafttreten und Ubergangsbestimmung

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Janner 2024 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt das Gesetz iiber die Erhebung einer Abgabe von Zweitwohnsitzen,
LGBINr. 87/1997, in der Fassung LGBILNr. 58/2001, Nr.57/2009, Nr.27/2012, Nr.27/2015,
Nr. 78/2017, Nr. 80/2017 und Nr. 39/2019, auller Kraft.

(3) Verordnungen aufgrund dieses Gesetzes diirfen bereits ab Kundmachung des Gesetzes erlassen
werden. Sie diirfen jedoch frithestens am 1. Janner 2024 in Kraft treten.

(4) Ist die Abgabe fiir Wohnwagen aufgrund einer nach dem Gesetz iiber die Erhebung einer Abgabe
von Zweitwohnsitzen, LGBI.Nr. 87/1997, ergangenen Verordnung fiir einen Zeitraum zu entrichten, der
in den zeitlichen Geltungsbereich dieses Gesetzes fillt, ist fiir diesen Zeitraum eine Abgabe aufgrund
einer nach diesem Gesetz ergangenen Verordnung nicht zu entrichten.

Artikel IT

Das Tourismusgesetz, LGBLNr. 86/1997, in der Fassung LGBLNr. 58/2001, Nr. 24/2002,
Nr. 69/2008, Nr. 25/2011, Nr. 44/2013, Nr. 79/2017 und Nr. 12/2021, wird wie folgt gedndert:

1. Im § 7 Abs. 4 wird nach dem Wort ,Gebietskorperschaften” die Wortfolge ,jund Gemeindeverbéande®
eingefiigt.



2. Dem § 7 werden folgende Abs. 5 und 6 angefiigt:

»(5) Sonstige Korperschaften des oOffentlichen Rechts sind nur im Rahmen ihrer Betriebe
gewerblicher Art (§ 2 Abs. 3 Umsatzsteuergesetz 1994) abgabepflichtig im Sinne des Abs. 1.

(6) Einrichtungen, die die Voraussetzungen einer abgabenrechtlichen Begiinstigung fiir
gemeinniitzige, mildtitige und kirchliche Zwecke nach Maligabe der §§34 bis 47 der
Bundesabgabenordnung erfiillen, sind nicht abgabepflichtig im Sinne des Abs. 1.*

3. Im § 10 Abs. 1 wird der Ausdruck ,,Der § 1 Abs. 1 Z. 1 und 2* durch den Ausdruck ,,Die §§ 1 Abs. 1 Z.
1 und 2, 3 Abs. 2 und 3a Abs. 1a* sowie der Ausdruck ,,in der Fassung BGBI. Nr. 21/1995, ist“ durch das
Wort ,,sind* ersetzt.

4. Im § 10 Abs. 1 lit. a entfillt der Ausdruck ,bis 3* und wird der Ausdruck ,,, in der Fassung BGBI.
Nr. 21/1995% durch den Ausdruck ,,; dies gilt nicht fiir Umsétze aus Ausfuhrlieferungen im Sinne des § 7
Abs. 1 Z. 3 des Umsatzsteuergesetzes 1994 ersetzt.

5. Der § 10 Abs. 1 lit. b und c lautet:
,b) Umsitze aus Lieferungen in andere Bundeslinder;

¢) Umsitze aus sonstigen Leistungen (§ 3a Abs. 1 des Umsatzsteuergesetzes 1994), soweit sie nicht
ausschlieBlich oder iiberwiegend in Vorarlberg erbracht wurden;*

6. Der § 10 Abs. 1 lit. d entfillt; die bisherige lit. e wird als lit. d bezeichnet.

7. Im § 10 Abs. 1 wird nach der nunmehrigen lit. d folgende lit. e eingefiigt:

,»¢) Umsitze aus dem Eigenverbrauch jener Zweitwohnungen, fiir die aufgrund einer Verordnung der
Gemeindevertretung eine Zweitwohnungsabgabe zu entrichten war;*

8. Der § 12 Abs. 5 entfillt.
9. Im § 15 Abs. 1 entfillt die lit. e; die bisherigen lit. fund g werden als lit. e und f bezeichnet.

10. Im § 18 Abs. 1 wird nach dem Wort ,Géstetaxe der Ausdruck ,fiir Nichtigungen durch den
Wohnungsinhaber und dessen nahe Angehdrige (§ 16 Abs. 4 des Raumplanungsgesetzes)* eingefiigt.

11. Im § 18 Abs. 2 wird der Ausdruck ,von Gisten (§ 1 Abs. 3)*“ durch den Ausdruck ,durch den
Wohnungsinhaber und dessen nahe Angehdrige (§ 16 Abs. 4 des Raumplanungsgesetzes)® ersetzt.

12. Nach dem § 20 wird folgender § 21 eingefiigt:

»3 21
Verweise

Soweit in diesem Landesgesetz auf Rechtsvorschriften des Bundes verwiesen wird, sind diese in
folgender Fassung anzuwenden:

a) Bankwesengesetz, BGBI. Nr. 532/1993, in der Fassung BGBI. I Nr. 237/2022;

b) Bundesabgabenordnung, BGBI. Nr. 194/1961, in der Fassung BGBI. I Nr. 108/2022;

¢) E-Commerce-Gesetz, BGBI. I Nr. 152/2001, in der Fassung BGBI. I Nr. 61/2022;

d) Gliicksspielgesetz, BGBI. Nr. 620/1989, in der Fassung BGBI. I Nr. 3/2023;

¢) Kommunalsteuergesetz 1993, BGBI. Nr. 819/1993, in der Fassung BGBI. I Nr. 93/2022;

f) Umsatzsteuergesetz 1994, BGBI. Nr. 663/1994, in der Fassung BGBI. I Nr. 194/2022.

13. Der bisherige § 21 wird als § 22 bezeichnet.

14. Dem nunmehrigen § 22 wird folgender Abs. 7 angefiigt:

»(7) Art. II des Gesetzes fiiber die Erhebung einer Abgabe von Zweitwohnsitzen und
Wohnungsleerstdinden — Sammelgesetz, LGBIL.Nr. XX/2023, tritt am 1. Janner 2024 in Kraft. Fiir die
Berechnung des Tourismusbeitrages fiir die Jahre 2024 und 2025 gilt der § 10 Abs. 1 lit. ¢ mit der
Malgabe, dass Umsitze aus dem Eigenverbrauch jener Ferienwohnungen, fiir die aufgrund einer nach
dem Gesetz iiber die Erhebung einer Abgabe von Zweitwohnsitzen, LGBLNr. 87/1997, ergangenen
Verordnung eine Zweitwohnsitzabgabe zu entrichten war, zu beriicksichtigen sind.*
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	4. Im § 10 Abs. 1 lit. a entfällt der Ausdruck „bis 3“ und wird der Ausdruck „, in der Fassung BGBl. Nr. 21/1995“ durch den Ausdruck „; dies gilt nicht für Umsätze aus Ausfuhrlieferungen im Sinne des § 7 Abs. 1 Z. 3 des Umsatzsteuergesetzes 1994“ erse...
	5. Der § 10 Abs. 1 lit. b und c lautet:
	6. Der § 10 Abs. 1 lit. d entfällt; die bisherige lit. e wird als lit. d bezeichnet.
	7. Im § 10 Abs. 1 wird nach der nunmehrigen lit. d folgende lit. e eingefügt:
	8. Der § 12 Abs. 5 entfällt.
	9. Im § 15 Abs. 1 entfällt die lit. e; die bisherigen lit. f und g werden als lit. e und f bezeichnet.
	10. Im § 18 Abs. 1 wird nach dem Wort „Gästetaxe“ der Ausdruck „für Nächtigungen durch den Wohnungsinhaber und dessen nahe Angehörige (§ 16 Abs. 4 des Raumplanungsgesetzes)“ eingefügt.
	11. Im § 18 Abs. 2 wird der Ausdruck „von Gästen (§ 1 Abs. 3)“ durch den Ausdruck „durch den Wohnungsinhaber und dessen nahe Angehörige (§ 16 Abs. 4 des Raumplanungsgesetzes)“ ersetzt.
	12. Nach dem § 20 wird folgender § 21 eingefügt:
	13. Der bisherige § 21 wird als § 22 bezeichnet.
	14. Dem nunmehrigen § 22 wird folgender Abs. 7 angefügt:


